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Die direkte Partizipation
der BürgerInnen an

kommunalen
Entscheidungensteckti m
Großherzogtumnochin
den Kinderschuhen.

Mittlerweile wächst auch
die Kritikan den neu

initiierten Stadtteilrätenin
der Hauptstadt.

"Wir verwalten den Man-
gel. Aber wir verwalten ihn
transparent", sagt Carlos
Vasconcellos. Der Beauftrag-
te für Tourismus aus Porto
Alegre spielt auf den so ge-
nannten Orçamento Partici-
pativo an, den Beteiligungs-
haushalt. Denn in der süd-
brasilianischen Millionen-
stadt werden die Entschei-
dungen über den kommuna-
len Haushalt nicht allein den
PolitikerInnen des Stadtpar-
laments überlassen. Die Bür-
gerInnen Porto Alegres be-
sti mmen selbst direkt mit,
wofür wie viel Geld ausgege-
ben wird. Auf Bürgerver-
sammlungen in 16 Bezirken
werdenjedesJahr diejeweili-
gen Prioritäten festgelegt:
Ganz oben auf der Liste ste-
hen dabei vor allem Woh-
nungs- und Straßenbau, aber
auch Bildungs- und Gesund-
heitswesen. Vasconcellos
nennt diesen Versuch direk-
ter Partizipation einen "Ver-
suchradikaler Demokratisie-
rung".

Ein Versuch, der weltweit
auf Interesse gestoßenist: In
Frankreich und Spanien wur-
de ein Bürgerhaushalt zum
Teil in direkter Zusammenar-
beit mit Fachleuten aus der
Stadtverwaltung von Porto
Alegre entwickelt. Ähnliche
Modelle laufen auch in
Deutschland. Dort haben
sich mehrere Kommunen -
vor allemkleinere Städte- zu
einem Netzwerk zusammen-
geschlossen. Ihnen gemein-
samist, dass sieihren Bürge-
rInnen ermöglicht haben,
über die Verwendung der
Haushaltsmittel direkt mitzu-
sprechen, sozumBeispiel i m
nordrhein-westfälischen Cas-
trop-Rauxel oder i m badi-
schenRheinstetten.

Für die insgesamt zwölf
deutschen Kommunen stand
jedoch weniger Porto Alegre
als die neuseeländische Stadt
Christchurch Pate. Und i m
Gegensatz zum brasiliani-
schen Modell ist die Partizi-
pation bisher nur auf Konsul-
tation beschränkt. Zudem
werden statt Basisdienstlei-
stungen wie Wasser, Strom
und Müllentsorgungvorallem
Ausgabenfür Schwimmbäder,
Bibliotheken und ähnlich
kommunale Einrichtungen
diskutiert.

Entscheidung bleibt i m
Gemeinderat
Ihre Meinung können die

BürgerInnenaufInformations-
veranstaltungen oder per In-
ternet äußern. Die Entschei-
dung über den Etat bleibt je-
doch beim Gemeinderat.
Zudem ist das Interesse
der BürgerInnen am Projekt
"Kommunaler Bürgerhaus-
halt" bescheiden, wie die Er-
fahrung in der 20.000- Ein-
wohner-Stadt Rheinstetten
bei Karlsruhe zeigt. Iminter-
nationalen Vergleich hat die
direkte Partizipation der Bür-
gerInnen an der Kommunal-
politik demnachnocheinigen
Nachholbedarf.
Das gilt auch für Luxem-

burg: In der Hauptstadt des
Großherzogtums bedeutet
die direkte Beteiligung der
BürgerInnen am politischen
Geschehen zwischen zwei
Wahlen vor allem, dass sie
jeweils nach Stadtteilen in
die Stadtentwicklungspla-
nung miteinbezogen werden.
Als Vertreter der Stadtteile
sehensichinder Regel dieje-
weiligen Syndicats d'interêts
locaux. Die Stadtentwick-
lungsplanung hatte der neu
gewählte Schöffenrat nach

der letzten Wahl als zukünfti-
ge Aufgabe der Stadt in sein
Regierungsprogramm integ-
riert.
Ein Stadtentwicklungsplan

sei dringendnotwendiggewe-
sen, erklärt der Stadtplaner
Gert Zil m, der mit der Ent-
wicklung eines solchen Kon-
zepts betraut wurde. Der Ent-
wicklungsdruckauf das politi-
sche, wirtschaftliche undkul-
turelle Zentrum des Landes
sei zu groß geworden, um
sich ihmzu entziehen. Zil ms
Planungsbüro machte sichan
die Analyse der sozioökono-
mischenEntwicklung und der
äußeren Einflussfaktoren der
Stadtentwicklung.
Als erster Schritt einer Sen-

sibilisierungskampagne fand
i m März 2002 ein Seminar
zumThemaStadtentwicklung
statt, an dem Gemeinde-
verantwortliche ebenso teil-
nahmen wie VertreterInnen

BÜRGERBETEILIGUNG

Luxemburgist nicht
Porto Alegre

Mitarbeit erwünscht: Stadtplaner betrachten die BürgerbeteiligunganderStadtentwicklungsplanungals unerlässlich.
(Foto: woxx-Archiv)

vonInteressenverbänden und
Gäste aus dem Ausland, so
zumBeispiel die Oberbürger-
meisterin von Heidelberg,
Beate Weber, oder der Leiter
der Stadtplanung Bern, Jürg
Sulzer.
Auf Stadtteilebene sollten

Stadtteilrahmenpläne erstellt
werden - unter Miteinbezie-
hung der BürgerInnen in so
genannten Stadtteilräten, be-
stehend aus "Vertretern rele-
vanter Gruppierungen der
Stadtteile" sowie anderen in-
teressierten BürgerInnen. Die
Bürgerbeteiligung sei uner-
lässlich, so Zil m, "gerade um
Konflikt- und Entwicklungspo-
tenziale zu erkennen sowie
Defizitezulokalisierenundei-
ne breite Mitwirkungsbereit-
schaft herbeizuführen".
Der Anfang wurde in den

Stadtteilen Cessingen und
Gasperich gemacht. Nach
Informationsveranstaltungen,
für dieEinladungenandieein-
zelnen Haushalte verschickt
worden waren, kamen die
Stadtteilbeiräte zu Sitzungen
zusammen; die VertreterInnen
des Planungsbüros moderier-
ten. Beamte der Stadtverwal-
tung wurden je nach Bedarf
eingeladen. Der Meinungsaus-
tauschzwischen BürgerInnen,
Planern und der Stadt war in
die Wegegeleitet.
Das Echo war positiv: "Eine

begrüßenswerte und unter-
stützenswerte Initiative", lob-
te der Mouvement écologi-
que. Doch ob die Stadtteil-
beiräte repräsentativ für die
BewohnerInnen der einzelnen
Viertel sind, scheint zumin-
dest fraglich, wenn man sich
ihre Zusammensetzung an-
schaut: Sosindunter denTeil-
nehmerInnen nur wenige bis
gar keine AusländerInnen zu
finden, auch nicht kleinere
Firmen wie Handwerksbetrie-
be. Mit von der Partie sind
stattdessen die alt eingeses-
senenInteressenverbände.

"Wir wollen dasnicht"
"Sehr wenige konstruktive

Vorschläge wurden einge-
bracht", bedauert Bürger-
meister Paul Helmingeri mGe-
spräch mit der woxx. Statt
breit über die Stadtteilrah-
menpläne zu sprechen, habe
man mehr über individuelle
Probleme diskutiert. Interes-
sant für die TeilnehmerInnen
scheint dabei vor allemgewe-
sen zu sein, was vor der eige-
nen Haustür geschieht. "Es
herrschte wenig Bereitschaft,

über komplexe Dinge zu re-
den", sagt Helminger.
Kritische Töne kamen

auch von Seiten des Mouve-
ment écologique: Die Um-
weltschutzgewerkschaft hat-
te ihre MitgliederInnen am
vergangenen Montag zu ei-
nem Diskussionsgespräch
eingeladen. Dabei soll vor al-
lem"einarroganter Umgangs-
ton" der Moderatoren und
Verwaltungsbeamten kriti-
siert worden sein, erfuhr die
woxx. Zudem befürchtete
man, die Stadtteilbeiräte be-
säßen nur eine Alibifunktion
und würdenvonderStadt zur
Legiti mierung umstrittener
Bauprojekte benutzt.
"Wenn nur ' Wir wollen das

nicht' gesagt wird, kann es
schon einmal vorkommen,
dass ein Moderator die Ge-
duld verliert", sagt hingegen
Bürgermeister Helminger, der
diese Woche den Mouvement
ebenso wie Gert Zil mzumGe-
spräch empfing. Letzterem
waren die Vorwürfe von der
Umweltschutzorganisation
schwarz auf weiß in Papier-
formpräsentiert worden. "Da
wareneinige Hämmer dabei",
so der Stadtplaner. An die Öf-
fentlichkeit ist der Mouve-
ment écologique mit den Vor-
würfen bisher nicht gegan-
gen. Zu einer Stellungnahme
erklärte sich seine General-
sekretärin Blanche Weber
nochnicht bereit.
"Wir habeni mHauruckver-

fahren mit der Bürgerbeteili-
gung begonnen", erklärt Zil m
gegenüber der woxx. Mittler-
weile gab es auch in Li m-
pertsberg eine Informations-
vorstellung, bei der nach An-
gaben der Veranstalter mehr
als 200 Interessierte kamen.
Deren Ziel sei eine breitere
und repräsentativere Beteili-
gung an den Stadtteilräten.
"Showveranstaltungen" seien
diesjedenfalls nicht.
Derweil haben auch die

hoffnungsvoll gestarteten
Kommunen in Deutschland
ernüchternde Erfahrungen
gemacht. "Das Interesse der
Bürger war nicht besonders
groß", bilanzierte ein Stadt-
kämmerer aus Baden-Würt-
temberg den dort praktizier-
ten Bürgerhaushalt undfügte
hinzu: "Die einen demotivier-
te es, dass die Entscheidung
letztendlich dem Gemeinde-
rat obliegt, die anderen mut-
maßten, die Bürgermeister
wolltendas Gremiummit die-
ser Formder direkten Demo-
kratie umgehen."
Das will Luxemburgs Bür-

germeister Helminger nach
eigenen Worten keinesfalls:
"Der Gemeinderat besitzt den
Leadership", so der liberale
Politiker. Und eine direkte
Mitentscheidung der Bürge-
rInnenan der Haushaltpolitik
lehnt Helminger sowieso ab:
"Nicht nur, dass dafür die Ge-
meindegesetzgebung geän-
dert werden müsste. Auch
manch eine unpopuläre Ent-
scheidung wie das Parking
résidentiel wäre so nicht zu
Stande gekommen. Und
höchstwahrscheinlich hätten
wir kein neues Stadttheater."
Luxemburg ist also doch
nicht Porto Alegre.
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